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Die globale Entwicklung der letzten Jahre ist geprägt durch eine immer stärkere Konfrontation
Chinas mit den USA und dem restlichen westlichen Block. Auf einer bereits aufgeteilten Welt will die
neue und wachsende imperialistische Macht China ihr eigenes Stück vom Kuchen der globalen
Ausbeutung, während die bisher dominierende Supermacht USA ihre Stellung und Beute sichern
will. Vorangetrieben wird diese Konfrontation durch die sich immer weiter verschärfende globale
kapitalistische Krise, welche die imperialistischen Staaten dazu zwingt, neue Absatzmärkte zu
erobern. Taiwan liegt genau an der Frontlinie dieser Konfrontation und ist eine der am heißesten
umkämpften Stellungen. Jetzt hat Taiwan den Präsidenten gewählt: Der „chinakritische“ Kandidat
der liberalen DPP (Demokratische Fortschrittspartei) Lai Ching-te hat gewonnen. Doch es stellt sich
die Frage, ob Taiwan sich in diesem Weltsystem überhaupt seinen eigenen Weg aussuchen kann.

Kurzer Abriss der Geschichte Taiwans

Die frühesten Besiedelungen Taiwans durch den Homo sapiens lassen sich bis auf ungefähr 20.000
vor unserer Zeit zurückdatieren, als während der Kaltzeit eine Landbrücke die Insel mit dem
heutigen China verband. Auch wenn es in der frühen chinesischen Geschichte immer wieder
Migrationswellen vom Festland nach Taiwan gab, so setzte erst in der ersten Hälfe des 1.
Jahrtausends eine erste Sinisierung unter der Han-Dynastie ein. Danach brachen jedoch die
Verbindungen zum Festland weitgehend ab und blieben bis zum 15. Jahrhundert peripher.

Mit dem Beginn des Zeitalters des Kolonialismus breiteten sich ab 1517 europäische Handelsmächte
in Taiwan aus, vor allem die Niederlande und später Spanien. Ab diesem Zeitraum rückte Taiwan
auch stärker ins Blickfeld Chinas oder genauer: konkurrierender Dynastien in China. Aufgrund des
Vordringens der Mandschu versuchten loyale Unterstützer:innen der Ming-Dynastie, in Taiwan eine
neue Basis für die Rückeroberung Chinas auszubauen. 1661 erobert eine 35.000 Mann starke Armee
unter dem Ming-Loyalisten Zheng Chenggong Taiwan und 1662 auch die niederländischen
Besitzungen.

Doch diese Herrschaft endete rasch, als die Insel 1682 von der chinesischen Qing-Dynastie erobert
wurde und Taiwan erstmals zu einem Teil des chinesischen Kaiserreichs geriet, das bis 1912
bestand. Zum Zeitpunkt der Eroberung basierte der Staat auf einer vorkapitalistischen
Produktionsweise, die Marx als asiatische charakterisierte, die man also nicht mit bürgerlichen
Nationalstaaten samt nationaler/m Identität und Anspruch vergleichen kann. 1895 verlor die Qing-
Dynastie die Insel an Japan. Taiwan blieb bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs japanische Kolonie.

Nach dem Zweiten Weltkrieg brach erneut ein Bürgerkrieg in Festlandchina zwischen der
nationalistischen Kuomintang (KMT) und der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) aus. Als sich
der Sieg der stalinistischen KPCh abzeichnete, floh die KMT zusammen mit Teilen der
festlandchinesischen Bourgeoisie und Verwaltung nach Taiwan. Sie errichtete dort eine
bonapartistische Diktatur mit Unterstützung der USA. Sie gab sich weiter als legitime Regierung
ganz Chinas aus, obwohl sie keinen Teil des Festlandes mehr kontrollierte. Die KMT vertrat das
Interesse der vom Festland geflohen Bourgeoisie und gab als Parole seine Rückeroberung aus. Sie
selbst verdankte ihr Überleben aber nur dem US-Imperialismus, der sie vor einer Invasion der
Volksrepublik schützte. In den 1970er und 1980er Jahren erlebte Taiwan ein starkes
Wirtschaftswachstum und es entwickelte sich taiwanesisches Kapital, was sich auf die Tradition und
Nachkommen der Menschen bezieht, die schon vor 1945 dort lebten. Diese gründeten nun ihre

https://arbeiterinnenmacht.de/2024/01/28/taiwan-als-spielball-der-maechte/
https://onesolutionrevolution.de


eigene Partei, die DPP, und forderten politische Unabhängigkeit, vor allem von der Volksrepublik.
Dies gelang und Ende der 1980er Jahre wandelte Taiwan sich langsam in eine bürgerliche
Demokratie. Die KMT regierte trotz Endes der Diktatur jedoch erstmal weiter und begann, sich nach
der kapitalistischen Restauration auf dem Festland diesem anzunähern. Zentral ist dafür die 1992
mit der Volksrepublik getroffene Vereinbarung zum „Ein-China-Prinzip“, gemäß dem beide Länder
anerkennen, dass es nur ein China gibt, sodass nur sehr wenige Länder eigenständige Diplomatie
mit Taiwan führen. Die DPP gewann erstmals 2013 die Wahlen zur Präsidentschaft und zum
Parlament und stellt seitdem die Regierung. Sie lehnt das „Ein-China-Prinzip“ ab und steht für die
Unabhängigkeit Taiwans.

Wirtschaftsaufschwung gebremst

Taiwans Wirtschaftsaufschwung nach dem Zweiten Weltkrieg basierte auf riesigen US-Investitionen
ähnlich wie im Fall der Republik (Süd-)Korea. Das Militärregime sorgte für billige Arbeitskräfte. Das
Kriegsrecht endete erst 1987 und 1996 fanden die ersten Wahlen statt.

Doch Taiwans Volkswirtschaft steht vor massiven Problemen. Außerhalb des
Halbleitertechnologiesektors stagniert seine Position in der globalen Wertschöpfungskette.
Branchen mit niedriger Kapitalproduktivität wie Textil, Chemie und Rohmetalle tragen zur Hälfte
seiner Industrieproduktion bei. Seine Stellung innerhalb der internationalen
Wertschöpfungsstufenleiter ist zudem arg gefährdet. Die Ironie der zunehmenden
innerimperialistischen Konkurrenz verlangt immer gebieterischer, dass Taiwans Schlüsselsektor
sich zunehmend in die USA (Arizona), nach Japan und Deutschland verlagert (Chip Act). Gleichzeitig
nimmt der so bedeutende Handel mit der Volksrepublik dieser Logik zufolge ab. Außerhalb des
Hightechsektors verliert der Produktivitätszuwachs ständig an Fahrt. Der taiwanische „Tiger“, ab
den späten 1970er Jahren als sicherer Beitrittskandidat in den erlesenen Club imperialistischer
Mächte gehandelt, scheint das Schicksal anderer Tigerstaaten zusehends zu teilen, sein Ende nicht
im imperialistischen Kuschelbett zu finden, sondern davor – als Bettvorleger.

Die Wahl und die Kandidat:innen

Am 13. Januar 2024 fanden die Präsidentschafts- und Parlamentswahlen in Taiwan statt.

Gewonnen hat Lai Ching-te von der regierenden DDP. Er hatte verschiedene Ministerposten
innerhalb der alten Regierung inne und steht für eine Fortsetzung der bisherigen, konfrontativen
und pro-US-amerikanischen Politik gegenüber der Volksrepublik der letzten Jahre. Er hatte sich
selbst einst als „pragmatischen Arbeiter für Taiwans Unabhängigkeit“ beschrieben. Er ist aber
infolge des Wahlkampfs aufgrund der Angst vor einer noch größeren Eskalation innerhalb der
Bevölkerung zurückgerudert. Heute spricht er davon, den Status quo zu erhalten, die Anbindung an
den Westen zu stärken und die Verteidigungsausgaben zu erhöhen. Wie schon erwähnt ist die
Wahlbasis der DPP der Teil der Bevölkerung, dessen Wurzeln auf die Besiedlung während der Qing-
Dynastie zurückgehen. Diese Gruppe sieht sich vor allem als Taiwanes:innen und höchstens
sekundär auch als Chines:innen. Die DPP vertritt vor allem die Interessen der „kleineren“ sich als
taiwanesisch verstehenden Bourgeoisie und des taiwanesischen Kleinbürger:innentums. Sie ist eine
enge Verbündete des US–Imperialismus und wird auch entsprechend stark von westlichen Medien
im Wahlkampf unterstützt. Sie versucht, für ein formal unabhängiges, stark an den Westen
angebundenes, liberal-demokratisches Taiwan zu kämpfen.

Auch gute Chancen hatte der Präsidentschaftskandidat der Kuomintang, Hou Yu-ih. Der ehemalige
Polizeipräsident von Taipeh ist der klassische Repräsentant der Bürokratie und des
Großbürger:innentums. Die Kuomintang steht seit der kapitalistischen Restauration in der
Volksrepublik dieser deutlich wohlwollender gegenüber als zuvor. So haben die verschiedenen



Kuomintang-Regierungen vor 2013 einen Entspannungs- und Annäherungskurs gegenüber der
Volksrepublik gefahren und vor allem die wirtschaftlichen Verflechtungen stark ausgebaut. Auch
heute wirft sie der DPP vor, das Land in den Krieg zu stürzen, und strebt den Dialog mit der
Volksrepublik an. Die Wahlbasis der KMT bleiben vor allem die Nachkommen der nach dem
Bürgerkrieg eingewanderten Festlandchines:innen, aber auch Teile der indigenen Taiwanes:innen.
Die KMT vertritt in Taiwan vor allem das Interesse des Großkapitals, das aufgrund seiner engen
wirtschaftlichen Verbindung zum Festland Entspannung gegenüber der Volksrepublik anstrebt. Und
was auch von einer potenziellen „Wiedervereinigung“ profitieren könnte, da sie dann Teil eines
imperialistischen Staates wären und die Privatkapitalist:innen ein wichtigerer Bestandteil der
herrschenden Klasse werden könnten. Trotz des rhetorischen Fokus auf Entspannung steht auch die
KMT für eine Erhöhung der Rüstungsausgaben. Sie wird sie vor allem von chinesischen Medien
unterstützt.

Eher kleinere Chancen hatte der Überraschungskandidat Ko Wen-je der Taiwanischen Volkspartei.
Ko ist ein ehemaliger Chirurg und probiert, sich als „Mittelweg“ zwischen KMT und DPP zu
präsentieren. Er lehnt die harte Politik der DPP gegenüber der Volksrepublik ab, wirft aber auch der
KMT vor, dieser zu freundlich gegenüberzustehen. Ko zieht dabei vor allem junge Wähler:innen an
und Menschen, die sich vom bisherigen Zwei-Parteien-System nicht vertreten fühlen. Er vertritt eine
populistische „volksnahe“ Politik. Hatte er anfangs noch gute Chancen, ist er gegen Ende eher in
den Hintergrund gerückt. Zwischenzeitlich stand eine Koalition zwischen der KMT und seiner
Volkspartei im Raum, welche aber letztendlich an Streitigkeiten über Posten und Ämter scheiterte.
Ko ist aber auch interessant, da er, auch durch seine politische Unerfahrenheit, dazu neigt, die
Dinge klarer zu benennen. In einem Interview mit Bloomberg sagte er zur Frage über die
Ausrichtung gegenüber China: „Zurzeit ist der Status quo die einzige Wahl, die wir haben, weil die
USA Taiwan sich nicht mit China vereinigen lassen (würden) und China nicht zulassen würde, dass
Taiwan unabhängig wird.“

Selbstbestimmung und globale Ordnung

Diese erfrischende Ehrlichkeit eines bürgerlichen Politikers trifft den Nagel auf den Kopf. Eine,
wenn nicht die zentrale Frage für die meisten Menschen auf Taiwan, die nach dem nationalen
Selbstbestimmungsrecht, stößt innerhalb des imperialistischen Weltsystems direkt auf die
Großmachtinteressen Chinas und der USA. Denn Taiwan ist eine Halbkolonie. Das bedeutet, dass
seine Stellung in der Weltordnung durch das Finanzkapital und die geostrategischen Interessen
anderer bestimmt wird, sowohl auf ökonomischer Ebene als auch auf politischer. Taiwan ist vor
allem von den USA abhängig.

Diese Abhängigkeit ist historisch entstanden, da Taiwan ohne militärische und wirtschaftliche
Unterstützung der USA längst erobert worden wäre, und wurde zu der Zeit, als die Volksrepublik
noch ein degenerierter Arbeiter:innenstaat war, als kapitalistischer Gegenentwurf zu dieser
aufgebaut. Nach der kapitalistischen Restauration blieb diese Abhängigkeit bestehen. Das Interesse
der USA an Taiwan ist ein wirtschaftliches so wie ein militärisch-geostrategisches. Neben dem
erweiterten Ressourcen- und Absatzmarkt, den Taiwan dem US-Kapital bietet, wird dort ein Großteil
der weltweiten Halbleiterchips produziert. Diese sind zentral für digitale Produkte aller Art. Aus
militärstrategischer Sicht ist Taiwan für die USA wichtig, da es zusammen mit Japan und den
Philippinen eine Inselkette bildet, die es ermöglicht, der chinesischen Flotte den Zugang zum Pazifik
zu verwehren.

Aus diesen Gründen will auch China Taiwan in seinen Einflussbereich verschieben und
schlussendlich annektieren. Daneben spielt es für die chinesische Regierung eine besonders
wichtige ideologische Rolle: Durch eine Annexion könnte sich die „KP“ Chinas als Vollenderin der
„chinesischen Einheit“ darstellen und die Hoffnung der breiten Massen auf eine bürgerliche



Demokratie ersticken.

Für die imperialistischen Mächte ist Taiwan in diesem Konflikt bloße Beute, ein Staat, der im
Zentrum des Kampfes um die Neuaufteilung der Welt steht! Weder durch eine fortgeführte Politik
der Unterordnung unter die USA noch durch eine Annäherung an die Volksrepublik kann sich die
taiwanesische Bourgeoisie aus dieser Lage herausmanövrieren. Taiwan wird in einen Konflikt
gezwungen, dessen mögliche Konsequenzen – einen Krieg zwischen den USA und China – die große
Mehrheit der Menschen auf der Insel zu Recht fürchtet. Zugleich will sie aber auch
berechtigterweise ihr Recht auf Selbstbestimmung nicht opfern.

Teilweise können wir in den bürgerlichen Medien lesen, dass Taiwans wichtige Stellung in der
Halbleiterproduktion einen Krieg verhindern würde. Es wird argumentiert, dass dadurch die
Weltwirtschaft (einschließlich der USA und Chinas) enormen Schaden nehmen würde und dies nicht
im Interesse der „Supermächte“ wäre. Zweifellos spielt dies eine Rolle dabei, dass der aktuelle
Konflikt noch nicht über Drohungen, diplomatische militärische Manöver hinausgegangen ist. Aber
der Verweis auf bestehende wirtschaftliche Vorteile des Friedens verkennt, dass die Zuspitzung der
innerimperialistischen Rivalität – siehe nur die ökonomischen Verflechtungen zwischen den
Großmächten vor dem 1. oder 2. Weltkrieg – früher oder später trotz deren Verbindungen in einen
heißen Krieg umschlagen kann, ja irgendwann wird, sollte die Arbeiter:innenklasse nicht vorher
„ihre“ herrschenden Klassen stürzen.

Es ist daher auch kein Zufall, dass sich die Staaten gegenüber einem „Ausfall“ Taiwans abzusichern
beginnen. So baut baut China zurzeit selbst seine eigene Halbleiterproduktion auf und wird im Laufe
der Zeit unabhängig von der auf Taiwan werden. Zum anderen steigert gerade die wichtige
wirtschaftliche Rolle Taiwans die Konkurrenz der imperialistischen Länder um die Insel.

Auf dem Boden der kapitalistischen Produktionsweise kann Taiwan wie jede andere Halbkolonie
natürlich niemals wirklich unabhängig werden, da die wirtschaftlichen Abhängigkeiten weiter
bestehen und die kapitalistischen Länder nichts davon abhalten würde, Taiwan erneut zu
unterwerfen. Zum anderen müssen wir aber festhalten, dass wie Lenin in den Diskussionen um die
nationale Frage in der kommunistischen Bewegung immer wieder betonte, das nationale
Selbstbestimmungsrecht keine ökonomische, sondern eine politische Kategorie ist. Das heißt, es
bezieht sich auf die Frage der politischen Selbstbestimmung (eigenes Territorium, eigene
Regierungsform, …). Dies ist im Kapitalismus verwirklichbar, auch wenn die Realisierung der
nationalen Selbstbestimmung die ökonomischen Abhängigkeiten auf dem Weltmarkt und die
imperialistische Konkurrenz nicht beseitigt. Daher ist der Kampf um nationale Selbstbestimmung
und erst recht die Kontrolle über die eigenen Ressourcen gerade bei geostrategisch so wichtigen
Ländern, die gewissermaßen an den tektonischen Grenzen der Einflusssphären der Großmächte
liegen, so eng mit dem globalen Kampf gegen jeden Imperialismus verbunden.

Wie kann wirkliche Selbstbestimmung für die Menschen Taiwans aussehen?

Da die verschiedenen Flügel der Bourgeoisie Taiwans ihr und des Landes Schicksal mit dem
konkurrierender imperialistischer Mächte verknüpft haben, kann es keine wirkliche
Selbstbestimmung unter ihrem Regime geben. Sie werden immer mehr oder weniger offene,
despotische oder „demokratische“ Vasallen einer Großmacht sein.

Es braucht also einen Systemwechsel auf Taiwan, aber in letzter Konsequenz natürlich weltweit.
Denn nur wenn die ausländischen Konzerne enteignet und unter Arbeiter:innenkontrolle gestellt
werden, nur wenn Taiwan die US-Basen schließt, kann es sich von der proimperialistischen Politik
der herrschenden Klasse lösen. Eine solche Entwicklung würde freilich auf den Widerstand beider
Großmächte stoßen. In Taiwan würde das eine Revolution und die Errichtung einer



Arbeiter:innenregierung erfordern, die sich auf Räte und Milizen stützt.

Vor allem müsste ein solches sozialistisches Taiwan mit Interventionen beider Großmächte rechnen.
Es bräuchte daher die Solidarität der Arbeiter:innenklasse weltweit, vor allem aber der chinesischen
und US-amerikanischen. Revolutionär:innen müssen daher in den USA und China für die
Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts Taiwans eintreten. Sie müssen in China gegen die
nationalistischen Mythen und die großchinesischen imperialistischen Eroberungspläne kämpfen. In
den USA müssen sie für den Abzug der US-Truppen aus Taiwan wie von allen anderen Flotten- und
Militärstützpunkten in Asien eintreten. In Deutschland und anderen mit den USA verbündeten
Ländern müssen wir gegen deren imperialistischen Ziele, gegen die militärische Aufrüstung, jede
Truppenstationierung in Ostasien und jede Intervention kämpfen.

Nur so kann eine Grundlage gelegt werden, um die Verteidigung des Selbstbestimmungsrechts
Taiwans mit dem Kampf gegen das globale System des Imperialismus zu verbinden. Nur so kann
verhindert werden, dass die imperialistischen Länder Taiwan und die ganze Welt in ihren Krieg
zerren. Um diesen Kampf zu führen, müssen wir eine internationale Bewegung der Arbeiter:innen
und Jugend aufbauen in Taiwan, Deutschland, China, in den USA und überall sonst auf der Welt. Wir
müssen uns gegen jede imperialistische Aggression stellen und den Kampf für nationale
Selbstbestimmung mit dem gegen dieses System verbinden. In Taiwan bedeutet das, dass wir für
das Recht der Taiwanes:innen einstehen, selbst entscheiden zu können, zu welcher Nation sie
gehören. Dieses müssen wir mit dem Kampf für eine sozialistische Föderation in ganz Ostasien
verbinden.


